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der mündlichen Verhandlung dienen, können .innerhalb 
einer Frist von 14 Tagen nach ihrer Zustellung mit dem 
Einspruch (Berufung) angefochten werden.

(2) Der Einspruch kann schriftlich oder mündlich zu 
Protokoll der Geschäftsstelle jedes Kreis- oder Bezirks­
arbeitsgerichts eingereicht werden.

(3) Der Einspruch soll begründet werden.

§ 48
(1) Das Verfahren vor den Bezirksarbeitsgerichten 

über Einsprüche gegen Entscheidungen der Kreisarbeits­
gerichte dient der Überprüfung der angefochtenen Ent­
scheidung auf ihre Übereinstimmung mit der sozia­
listischen Gesetzlichkeit.

(2) Für die Durchführung des Verfahrens vor den 
Bezirksarbeitsgerichten gelten die Bestimmungen des 
Verfahrens vor den Kreisarbeitsgerichten entsprechend, 
soweit im folgenden nichts anderes bestimmt ist.

§ 49
(1) Offensichtlich unbegründete Einsprüche soll das 

Bezirksarbeitsgericht mit der Partei, die sie eingelegt 
hat, mündlich beraten, ln der Beratung hat das Gericht 
die Partei davon zu überzeugen, daß der Einspruch 
nicht begründet ist und sie zur Rücknahme des Ein­
spruchs anzuhalten. In diesem Fall endet das Verfahren 
mit dem Beschluß über die Rücknahme des Einspruchs. 
Nimmt die Partei den Einsprudi nicht zurück, so ist er 
durch Beschluß zu verwerfen.

(2) Stellt sich in der Beratung auf Grund neu vor­
gebrachter Tatsachen heraus, daß die Angaben zur Be­
gründung des Einspruchs nur unvollständig waren, so 
ist das Verfahren nach den allgemeinen Bestimmungen 
i'ortzusetzen.

§ 50
(1) Das Bezirksarbeitsgericht hat die angefochtene 

Entscheidung auf der Grundlage der bereits festgestell­
ten Tatsachen und des Vorbringens der Parteien in 
vollem Umfang zu überprüfen.

(2) Der Streitfall ist an das Kreisarbeitsgericht zurück­
zuverweisen, wenn der Sachverhalt ungenügend auf­
geklärt ist oder die Parteien im Berufungsverfahren 
neue Tatsachen Vorbringen, die geeignet erscheinen, 
eine anderweitige Entscheidung des Streitfalles herbei­
zuführen. Das Bezirksarbeitsgericht soll selbst ent­
scheiden, wenn es eine Beweisaufnahme ohne Zeit­
verlust durchführen kann und diese lediglich der Er­
gänzung bereits bekannter Tatsachen dient oder wenn 
die Zurückverweisung nicht sachdienlich ist.

§ 51
(1) Das Verfahren endet nach mündlicher Verhand­

lung durch Urteil, mit dem die angefochtene Entschei­
dung bestätigt, abgeändert oder aufgehoben wird. Mit 
der Aufhebung ist die Zurückverweisung des Streit­
falles an das Kreisarbeitsgericht zur erneuten Verhand­
lung und Entscheidung zu verbinden.

(2) Bei einer Zurückverweisung ist das Kreisarbeits­
gericht an die hierfür maßgebende rechtliche Beurtei­
lung und an die vom Bezirksarbeitsgericht für die 
weitere Bearbeitung ausgesprochenen Weisungen ge­
bunden.

(3) Die Entscheidungen der Bezirksarbeitsgerichte 
können von den Parteien nicht angefochten werden.

V i e r t e r  T e i l
Die Durchsetzung arbeitsrechtlicher Entscheidungen

§ 52
(1) Die Zwangsvollstreckung findet nur aus rechts­

kräftigen Entscheidungen und anderen Urkunden statt, 
die mit dem Vermerk versehen sind, daß aus ihnen 
vollstreckt werden kann (Vollstreckungstitel). Dieser 
Vermerk wird auf Antrag des Berechtigten vom Sekre­
tär erteilt.

(2) Will ein Rechtsnachfolger die Vollstreckung be­
treiben, so kann er sich unter Vorlage von öffentlichen 
Urkunden, die seine Rechtsnachfolge bestätigen, den 
Vollstreckungsvermerk auf seinen Namen erteilen 
lassen.

§ 53
(1) Die Zwangsvollstreckung darf nur beginnen, wenn 

der Schuldner die sich aus dem Vollstreckungstitel er­
gebende Verpflichtung nicht binnen 10 Tagen seit Ein­
tritt der Rechtskraft freiwillig erfüllt.

(2) Die Zwangsvollstreckung wird auf Grund eines 
Vollstreckungsersuchens des Gläubigers vom Sekretär 
des Kreisarbeitsgerichts eingeleitet. Der Sekretär gibt 
Aufträge zur Zwangsvollstreckung in bewegliches oder 
unbewegliches Vermögen an die Kreisgerichte weiter.

(3) Zwangsvollstreckungen in Forderungen wegen 
arbeitsrechtlicher Ansprüche führt der Sekretär des 
Kreisarbeitsgerichts mit Hilfe von Pfändungs- und 
Uberweisungsbeschlüssen selbst durch. Bei gleichzeiti­
ger Zwangsvollstreckung in Forderungen wegen arbeits­
rechtlicher und zivilrechtlicher oder anderer Ansprüche 
gibt er die Sache an den Sekretär des zuständigen 
Kreisgerichts ab.

(4) Der Sekretär kann Vollstreckungsmaßnahmen auf- 
heben bzw. die Zwangsvollstreckung einstweilen ein­
stellen, wenn dies im Interesse des Schuldners not­
wendig ist und dem Gläubiger nach Lage der 
Verhältnisse zugemutet werden kann.

§ 54
(1) Geldforderungen, für die vollstreckbare Titel der 

Arbeitsgerichte oder Konfliktkommissionen vorliegen, 
können gegen Betriebe durch Abbuchung vom Konto 
vollstreckt werden.

(2) Zu diesem Zweck kann der Sekretär des Kreis­
arbeitsgerichts einen Zwangseinziehungsauftrag ertei­
len. Dieser ist mit der vollstreckbaren Urkunde der 
Bank des Schuldners zu übersenden.

(3) Bei Einwendungen gegen den Zwangseinziehungs­
auftrag kann bis zur Entscheidung hierüber seine Voll­
ziehung ausgesetzt werden.

§ 55
(1) Gegen die Entscheidungen des Sekretärs ist der 

Einspruch zulässig. Der Sekretär kann dem Einspruch 
selbst abhelfen. Andernfalls hat er die Sadie unverzüg­
lich dem Gericht zur Entscheidung vorzulegen.

(2) Gegen die Entscheidungen des Gerichts ist der 
Einspruch zulässig.

§ 56
(1) Erfüllt ein Schuldner nicht die im Vollstreckungs­

titel ausgesprochene Verpflichtung, eine Handlung vor­
zunehmen, sie zu unterlassen oder ihre Vornahme 
durch einen anderen zu dulden, so kann er nach vor­
heriger Androhung vom Gericht durch eine Ordnungs­
strafe zur Einhaltung des Vollstreckungstitels ange­
halten werden.


